
Frank Pöpsel, Juni 2015: Bargeld abschaffen? 

Warum das Bargeld wirklich abgeschafft werden soll 
Von wegen Drogenhandel und Korruption 

Der Vorschlag klingt zunächst absurd, doch er ist völlig ernst gemeint. Volkswirte und 
Zentralbanken wollen das Bargeld abschaffen. Zum Beispiel, um Korruption zu bekämpfen. 
Doch die Bürger würden damit ihre freiheitlichen Rechte verlieren. 

Auf den ersten Blick klingt der Vorschlag ganz harmlos. Der Wirtschaftsweise Peter Bofinger 
forderte in der vergangenen Woche ganz offen „in Deutschland das Bargeld abzuschaffen“. 
Unterstützt wird er dabei von Kenneth Rogoff, US-Ökonom, Harvard- Professor und ehemaliger 
Chefvolkswirt des Internationalen Währungsfonds. 

Bargeld, so ihre Argumentation, sei ohnehin mehr als antiquiert. Es fördere die Schwarzarbeit, 
die Korruption, den Drogenhandel und führe zu Banküberfällen. Schweden habe den Bargeld-
besitz bereits drastisch eingeschränkt – mit Erfolg. Und Gerüchten zufolge soll auch die EU-
Kommission bereits Pläne in der Schublade haben, den Bargeldverkehr in der EU ab 2018 
komplett zu verbieten. 

Unbegrenzter Zugriff auf das Geld der Bürger 

Sie sind kein Bankräuber oder Drogenhändler? Sie haben mit Korruption nichts am Hut und 
zahlen die Rechnung Ihrer Putzfrau per Überweisung? Nun, dann haben Sie bei einem 
Bargeldverbot nichts zu befürchten. Oder doch? 

„Geld ist geprägte Freiheit“, erkannte bereits vor mehr als 150 Jahren der russische 
Schriftsteller Fjodor Dostojewski. Denn Geld hat für die Menschen seit Jahrtausenden zwei 
Eigenschaften: Es ist Zahlungs- und Wertaufbewahrungsmittel zugleich. Letztere Funktion 
würde es bei einem Bargeldverbot völlig verlieren.  

Urteilen Sie selbst: Die Staatsregierungen dieser Welt haben einen Schuldenberg aufgetürmt, 
den sie faktisch nicht mehr abtragen können. Wollen sie auf Dauer einen Kollaps vermeiden, 
müssen sie auf noch viel drastischere, theoretisch unbegrenzte Weise auf das Geld ihrer 
Bürger zugreifen können als bisher. 

Die ersten Schritte sind schon getan: Zinsen von Staatsanleihen, die noch nicht einmal die 
Inflationsrate ausgleichen, sind längst gang und gäbe. Wer eine fünfjährige deutsche 
Staatsanleihe kauft, muss verrückterweise dazu bezahlen, statt dass ihm der Kreditnehmer 
Bundesrepublik für sein Darlehen Zinsen zahlt. Auch die ersten Banken erheben auf große 
Einlagen bereits Negativzinsen.  

Spanien hat die Sparersteuer schon eingeführt 

Bleibt das Problem: Wer kauft schon freiwillig negativ verzinste Staatsanleihen? Niemand! 
Deshalb hat die Politik die Versicherungen bereits heute per Gesetz gezwungen, das Geld ihrer 
Kunden zu einem Großteil in Staatspapiere anzulegen, weil es dort „sicher“ sei. 

Und nun kommen die Sparer: Unverhohlen argumentieren die US-Ökonomen Larry Summers 
und Ken Rogoff, dass es darum gehe, auch private Ersparnisse mit Negativzinsen für 
Regierungen „nutzbar“ zu machen. Spanien hat bereits eine Sparersteuer auf vorhandene 
Guthaben eingeführt, auch andere Länder liebäugeln damit. Doch noch besteht das Hindernis, 
dass die zur Schröpfung freigegebenen Bürger ihr Geld einfach von der Bank abheben und zu 
Hause in bar aufbewahren könnten. Genau hier setzt das Bargeldverbot an: Gibt es keine 
Scheine mehr, liegt alles Geld immer bei irgendeiner Bank und kann jederzeit eingezogen 
werden.  



Der Bürger muss einer Bankpleite tatenlos zusehen 

Doch damit nicht genug: Auch einen Bank-Run können die Regierungen so verhindern.  
Aus Angst vor Bankenpleiten ziehen etwa die Griechen derzeit in Scharen ihr Geld von ihren 
Konten ab. Ähnlich – wenn auch in geringerem Umfang – war es auch in Deutschland 2008 
nach dem Lehman-Crash inmitten der Finanzkrise. Gibt es kein Bargeld mehr, können die 
Regierungen in vergleichbaren Fällen Überweisungen einfach verbieten, und der Bürger muss 
der Pleite seiner Bank und dem Dahinschmelzen seiner Guthaben tatenlos zusehen. 

„Erst kommt der Ruin der Staatshaushalte durch die Politik, dann kommen die Erfüllungs-
gehilfen in den Zentralbanken, und am Ende steht das Ende der bürgerlichen Freiheiten“, 
meinte kürzlich Roland Tichy, Vorsitzender der Ludwig-Erhard-Stiftung. Dem ist nichts mehr 
hinzuzufügen. 
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